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An die 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
landwirtschaftlichen Alterskassen 
 
 
1. Einführung des Bundesfreiwilligendienstes 
 
Am 03.05.2011 ist das Gesetz zur Einführung eines Bundesfreiwilligendienstes in 
Kraft getreten (BGBl. I 2011, S 687). Artikel 1 beinhaltet das Gesetz über den Bun-
desfreiwilligendienst (Bundesfreiwilligendienstgesetz - BFDG). Der Bundesfreiwilli-
gendienst tritt an die Stelle des bisherigen Wehr- und Zivildienstes.  
 

• Versicherungsschutz und Zuständigkeit in der gesetzlichen UV 
 
Eine ausdrückliche Aufnahme der Teilnehmenden am Bundesfreiwilligen-
dienst in den versicherten Personenkreis durch eine Ergänzung des § 2  
SGB VII ist nicht erfolgt. Durch Artikel 11 Nr. 4 Buchstabe b des Gesetzes zur 
Einführung eines Bundesfreiwilligendienstes (nachfolgend Einführungsgesetz) 
wird jedoch § 136 Abs. 3 SGB VII um eine neue Nr. 7 ergänzt. Unternehmer 
eines Dienstes nach dem BFDG ist hiernach die Einsatzstelle. Deren Unfall-
versicherungsträger ist für den Versicherungsschutz zuständig. Ein Arbeits- 
oder Ausbildungsverhältnis liegt nicht vor. Dies folgt im Umkehrschluss aus 
der lediglich entsprechenden Geltung arbeits- und sozialversicherungsrechtli-
cher Regelungen (§ 13 BFDG)1. Versicherungsschutz wird daher regelmäßig 
nach § 2 Abs. 2 Satz 1 SGB VII gegeben sein. 
 

• Anspruch auf Waisenrente  
 
Die Freiwilligen des Bundesfreiwilligendienstes und die Freiwilligen der Ju-
gendfreiwilligendienste nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz (JFDG) 

                                                           
1 Die amtl. Begründung hierzu (Bundesratsdrucksache 849/10 S. 31) lautet: „Durch den Abschluss der Vereinba-
rung über den Bundesfreiwilligendienst wird, genauso wie im Fall der Jugendfreiwilligendienste, kein Arbeits-
verhältnis begründet. Die aufgeführten arbeitsrechtlichen und die arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen finden 
darum nur entsprechende Anwendung.“ 



- 3 - 

werden gleichgestellt.  
 
Artikel 10 Nr. 2 und Artikel 11 Nr. 2 des Einführungsgesetzes ergänzen hierzu 
§ 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c sowie Abs. 5 Satz 2 SGB VI und § 67 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c sowie Abs. 4 Satz 2 SGB VII. Damit begrün-
det der Freiwilligendienst nach dem BFDG für die Dauer der Dienstzeit - 
längstens bis zum 27. Lebensjahr - einen Anspruch auf Waisenrente in der Al-
terssicherung der Landwirte (über die Verweisung in § 15 ALG) und in der ge-
setzlichen Unfall- und Rentenversicherung.  
 
Artikel 11 Nr. 3 des Einführungsgesetzes erstreckt die Sonderregelung des § 
82 Abs. 2 Satz 2 SGB VII zur Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes auf 
die Dienstleistenden nach dem BFDG. 
 

• Einkommensanrechnung auf Hinterbliebenenrenten 
 
Aus den o. g. Gründen begründet der Bundesfreiwilligendienst, wie auch die 
Jugendfreiwilligendienste, kein Arbeitsverhältnis. Die Zuwendungen (vgl. § 2 
Nr. 4 BFDG, Taschengeld und Sachleistungen) sind keine Gegenleistung für 
die geleistete Arbeit. Somit handelt es sich hierbei – streng genommen – nicht 
um Arbeitsentgelt i. S. d. § 14 SGB IV. Andererseits beabsichtigt der Gesetz-
geber eine Gleichstellung der Dienstleistenden mit Arbeitnehmern hinsichtlich 
der sozialen Absicherung (vgl. die amtl. Begründung zu § 13 BFDG2). Dass 
die Dienstleistenden der Rentenversicherungspflicht unterliegen sollen, ergibt 
sich indirekt aus der Ergänzung des § 5 Abs. 2 Satz 3 SGB VI durch Art. 10 
Nr. 1 des Einführungsgesetzes. Trotz Geringfügigkeit (das Taschengeld be-
läuft sich auf max. 330 Euro) soll Versicherungspflicht bestehen.3 Weil aber 
eine Ergänzung des § 1 oder des § 3 SGB VI unterblieben ist, kann das Ge-
wollte nur eintreten, wenn trotz Unentgeltlichkeit der Dienstleistung Versiche-
rungspflicht in entsprechender Anwendung des § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI ange-
nommen wird.   
 
Damit sind die im Zusammenhang mit dem Freiwilligendienst nach dem 
BFDG, wie schon nach dem JFDG (vgl. hierzu Rdschr. L Nr. 176/2010 vom 
20.12.2010), gezahlten Barleistungen („Taschengeld“) und gewährten Sach-
leistungen (Unterkunft, Verpflegung, Arbeitskleidung) wie Arbeitsentgelt i. S. v. 
§ 14 SGB IV zu werten und zählen mithin zum anrechenbaren Erwerbsein-
kommen nach § 18a Abs. 1 Satz1 Nr. 1 SGB IV4 (§ 28 ALG i. V. m. § 97 SGB 
VI und §§ 65, 68 SGB VII). 
 

• Berücksichtigung der gewährten Geld- und Sachbezüge als Einkommen in der 
AdL 
 
Aufgrund der o. g. Bewertung der nach dem BFDG und JFDG gewährten Bar- 
und Sachleistungen als zumindest dem Arbeitsentgelt i. S. d. § 14 SGB IV 
vergleichbar sind die Bezüge bei der Befreiung von der Versicherungspflicht 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 ALG ebenfalls als Arbeitsentgelt – zumindest aber als 
diesem vergleichbares Einkommen - zu berücksichtigen.  

 
                                                           
2 „Die Freiwilligen des Bundesfreiwilligendienstes und die Freiwilligen der Jugendfreiwilligendienste werden 
sozialversicherungsrechtlich gleichgestellt.“ 
3 Amtl. Begründung zu Art. 10 Nr. 1: „Trotz der geringfügigen Bezahlung besteht während des Freiwilligen-
dienstes Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung.“ 
4 Jedenfalls handelt es sich um dem Arbeitsentgelt vergleichbares Einkommen, § 18a Abs. 2 Satz 1 SGB IV. 
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Für den Beitragszuschuss ist allein die einkommensteuerrechtliche Behand-
lung maßgebend, vgl. § 32 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 und Satz 4 Nr. 1 ALG. Diese 
bleibt abzuwarten. Es ist aber zu vermuten, dass das Taschengeld und die 
Sachbezüge nach der Intention des Gesetzgebers nicht die Erzielung von Ein-
künften aus nichtselbständiger Arbeit i. S. d. § 19 EStG begründen, denn dann 
hätte er sie wohl – nach dem Vorbild des § 3 Nr. 5 EStG (Geld- und Sachbe-
züge der Wehr- und Zivildienstleistenden) – steuerfrei gestellt.  
 

2. Internationaler Freiwilligendienst 
 
Der Internationale Freiwilligendienst weist keinen unmittelbaren Bezug zum Dienst 
nach dem BFDG auf und knüpft an die „Richtlinie Internationaler Jugendfreiwilligen-
dienst“ Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend vom 20. De-
zember 2010 (GMBI. S. 1778) an.  
 
Nach Artikel 11 Nr. 1 des Einführungsgesetzes wird das Ableisten eines Internationa-
len Freiwilligendienstes durch Ergänzung des § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB VII um 
einen neuen Buchstaben c ausdrücklich als kraft Gesetzes versicherte Tätigkeit in 
der gesetzlichen UV aufgeführt. Als Unternehmer gilt nach der Ergänzung von § 136 
Abs. 3 Nr. 6 SGB VII durch Artikel 11 Nr. 4 Buchstabe a des Einführungsgesetzes 
der zugelassene Träger. Der Versicherungsschutz obliegt damit dem für den zuge-
lassenen Träger zuständigen UV-Träger (vgl. Rdschr. V Nr. 021/2009 vom 
30.06.2009 zum Versicherungsschutz und zur Zuständigkeit für Teilnehmende an 
Freiwilligendiensten nach dem JFDG).  
 
Die im Zusammenhang mit der Ableistung eines Internationalen Freiwilligendienstes 
gewährten Bezüge sind wie die Bezüge nach dem BFDG als mit dem Arbeitsentgelt 
i. S. v. § 14 SGB IV zumindest vergleichbar zu werten und entsprechend bei der Ein-
kommensanrechnung auf Hinterbliebenenrenten und bei der Befreiung von der Ver-
sicherungspflicht nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 ALG zu berücksichtigen.  
 
Für den Beitragszuschuss ist die einkommensteuerrechtliche Behandlung entschei-
dend.  
 
Wir bitten um Kenntnisnahme und Beachtung.  
 
 
 
gez. Stüwe 
 
Anlagen 
Gesetz zur Einführung eines Bundesfreiwilligendienstes vom 28.04.2011 - Az.: 
1.20.13 
Richtlinie des BMFSJ zur Umsetzung des „Internationalen Jugendfreiwilligendiens-
tes“ - Az.: 1.20.13
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Gesetz 
zur Einführung eines Bundesfreiwilligendienstes 

Vom 28. April 201 1 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Gesetz 
über den Bundesfreiwilligendienst 

(Bundesfreiwilligendienstgesetz - BFDG) 

5 1 
Aufgaben des Bundesfreiwilligendienstes 

Im Bundesfreiwilligendienst engagieren sich Frauen 
und Männer für das Allgemeinwohl, insbesondere im 
sozialen, ökologischen und kulturellen Bereich sowie 
im Bereich des Sports, der Integration und des Zivil- 
und Katastrophenschutzes. Der Bundesfreiwilligen- 
dienst fördert das lebenslange Lernen. 

5 2 
Freiwillige 

Freiwillige im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, 
die 

1. die Vollzeitschulpflicht erfüllt haben, 

2. einen freiwilligen Dienst ohne Erwerbsabsicht, au- 
ßerhalb einer Berufsausbildung und vergleichbar 
einer Vollzeitbeschäftigung, oder, sofern sie das 
27. Lebensjahr vollendet haben, auch vergleichbar 
einer Voll- oder Teilzeitbeschäftigung von mehr als 
20 Stunden pro Woche leisten, 

3. sich auf Grund einer Vereinbarung nach 5 8 zur Leis- 
tung eines Bundesfreiwilligendienstes für eine Zeit 
von mindestens sechs Monaten und höchstens 
24 Monaten verpflichtet haben und 

für den Dienst nur unentgeltliche Unterkunft, Ver- 
pflegung und Arbeitskleidung sowie ein angemesse- 
nes Taschengeld oder anstelle von Unterkunft, Ver- 
pflegung und Arbeitskleidung entsprechende Geld- 
ersatzleistungen erhalten dürfen; ein Taschengeld ist 
dann angemessen, wenn es 

6 Prozent der in der allgemeinen Rentenver- 
sicherung geltenden Beitragsbernessungsgrenze 
(5 159 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch) 
nicht übersteigt, 

dem Taschengeld anderer Personen entspricht, 
die einen Jugendfreiwilligendienst nach dem Ju- 
gendfreiwilligendienstegesetz leisten und eine 
vergleichbare Tätigkeit in derselben Einsatzstelle 
ausüben, 

bei einem Dienst vergleichbar einer Teilzeitbe- 
schäftigung anteilig gekürzt ist und 

für Freiwillige, die das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben und für die kein Anspruch auf ei- 
nen Freibetrag nach 5 32 Absatz 6 des Einkorn- 
rnensteuergesetzes oder ~ i n d e r ~ e l d  besteht, er- 
höht ist. 

5 3 
Einsatzbereiche, Dauer 

(1) Der Bundesfreiwilligendienst wird in der Regel 
ganztägig als überwiegend praktische Hilfstätigkeit in 
gemeinwohlorientierten Einrichtungen geleistet, insbe- 
sondere in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, 
einschließlich der Einrichtungen für außerschulische 
Jugendbildung und für Jugendarbeit, in Einrichtungen 
der Wohlfahrts-, Gesundheits- und Altenpflege, der 
Behindertenhilfe, der Kultur und Denkmalpflege, des 
Sports, der Integration, des Zivil- und Katastrophen- 
schutzes und in Einrichtungen, die im Bereich des Um- 
weltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der 
Bildung zur Nachhaltigkeit tätig sind. Der Bundesfrei- 
willigendienst ist arbeitsmarktneutral auszugestalten. 

(2) Der Bundesfreiwilligendienst wird in der Regel für 
eine Dauer von zwijlf zusammenhängenden Monaten 
geleistet. Der Dienst dauert mindestens sechs Monate 
und höchstens 18 Monate. Er kann ausnahmsweise bis 
zu einer Dauer von 24 Monaten verlängert werden, 
wenn dies im Rahmen eines besonderen pädagogi- 
schen Konzepts begründet ist. Im Rahmen eines päda- 
gogischen Gesamtkonzepts ist auch eine Ableistung in 
zeitlich getrennten Abschnitten möglich, wenn ein Ab- 
schnitt mindestens drei Monate dauert. Die Gesamt- 
dauer aller Abschnitte sowie mehrerer geleisteter 
Bundesfreiwilligendienste darf bis zum 27. Lebensjahr 
die zulässige Gesamtdauer nach den Sätzen 2 und 3 
nicht überschreiten, danach müssen zwischen jedem 
Ableisten der nach den Sätzen 2 und 3 zulässigen 
Gesamtdauer fünf Jahre liegen; auf das Ableisten der 
Gesamtdauer ist ein Jugendfreiwilligendienst nach dem 
Jugendfreiwilligendienstegesetz anzurechnen. 

5 4 
Pädagogische Begleitung 

(1) Der Bundesfreiwilligendienst wird pädagogisch 
begleitet mit dem Ziel, soziale, ökologische, kulturelle 
und interkulturelle Kompetenzen zu vermitteln und das 
Verantwortungsbewusstsein für das Gemeinwohl zu 
stärken. 

(2) Die Freiwilligen erhalten von den Einsatzstellen 
fachliche Anleitung. 

(3) Während des Bundesfreiwilligendienstes finden 
Seminare statt, für die Teilnahmepflicht besteht. Die 
Seminarzeit gilt als Dienstzeit. Die Gesamtdauer der 
Seminare beträgt bei einer zwölfmonatigen Teilnahme 
am Bundesfreiwilligendienst mindestens 25 Tage; Frei- 
willige, die das 27. Lebensjahr vollendet haben, neh- 
men in angemessenem Umfang an den Seminaren teil. 
Wird ein Dienst über den Zeitraum von zwölf Monaten 
hinaus vereinbart oder verlängert, erhöht sich die Zahl 
der Seminartage für jeden weiteren Monat um mindes- 
tens einen Tag. Bei einem kürzeren Dienst als zwölf 
Monate verringert sich die Zahl der Seminartage für 
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jeden Monat um zwei Tage. Die Freiwilligen wirken an 
der inhaltlichen Gestaltung und der Durchführung der 
Seminare mit. 

(4) Die Freiwilligen nehmen im Rahmen der Seminare 
nach Absatz 3 an einem fünftägigen Seminar zur poli- 
tischen Bildung teil. In diesem Seminar darf die Be- 
handlung politischer Fragen nicht auf die Darlegung 
einer einseitigen Meinung beschränkt werden. Das Ge- 
samtbild des Unterrichts ist so zu gestalten, dass die 
Dienstleistenden nicht zugunsten oder zuungunsten 
einer bestimmten politischen Richtung beeinflusst 
werden. 

(5) Die Seminare, insbesondere das Seminar zur po- 
litischen Bildung, können gemeinsam für Freiwillige und 
Personen, die Jugendfreiwilligendienste oder freiwil- 
ligen Wehrdienst leisten, durchgeführt werden. 

5 5 
Anderer Dienst im Ausland 

Die bestehenden Anerkennungen sowie die Möglich- 
keit neuer Anerkennungen von Trägern, Vorhaben und 
Einsatzplänen des Anderen Dienstes im Ausland nach 
5 14b Absatz 3 des Zivildienstgesetzes bleiben unbe- 
rührt. 

Einsatzstellen 

(1) Die Freiwilligen leisten den Bundesfreiwilligen- 
dienst in einer dafür anerkannten Einsatzstelle. 

(2) Eine Einsatzstelle kann auf ihren Antrag von der 
zuständigen Bundesbehörde anerkannt werden, wenn 
sie 

1. Aufgaben insbesondere in Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe, einschließlich der Einrichtungen für 
außerschulische Jugendbildung und für Jugendar- 
beit, in Einrichtungen der Wohlfahrts-, Gesundheits- 
und Altenpflege, der Behindertenhilfe, der Kultur und 
Denkmalpflege, des Sports, der Integration, des 
Zivil- und Katastrophenschutzes und in Einrichtun- 
gen, die im Bereich des Umweltschutzes einschließ- 
lich des Naturschutzes und der Bildung zur Nach- 
haltigkeit tätig sind, wahrnimmt, 

die Gewähr bietet, dass Beschäftigung, Leitung und 
Betreuung der Freiwilligen den Bestimmungen die- 
ses Gesetzes entsprechen sowie 

die Freiwilligen persönlich und fachlich begleitet und 
für deren Leitung und Betreuung qualifiziertes Per- 
sonal einsetzt. 

Die Anerkennung wird für bestimmte Plätze ausgespro- 
chen. Sie kann mit Auflagen verbunden werden. 

(3) Die am 1. April 201 1 nach 5 4 des Zivildienstge- 
setzes anerkannten Beschäftigungsstellen und Dienst- 
plätze des Zivildienstes gelten als anerkannte Einsatz- 
stellen und -plätze nach Absatz 2. 

(4) Die Anerkennung ist zurückzunehmen oder zu 
widerrufen, wenn eine der in Absatz 2 genannten 
Voraussetzungen nicht vorgelegen hat oder nicht mehr 
vorliegt. Sie kann auch aus anderen wichtigen Gründen 
widerrufen werden, insbesondere, wenn eine Auflage 
nicht oder nicht innerhalb der gesetzten Frist erfüllt 
worden ist. 

(5) Die Einsatzstelle kann mit der Erfüllung von ge- 
setzlichen oder sich aus der Vereinbarung ergebenden 
Aufgaben mit deren Einverständnis einen Träger oder 
eine Zentralstelle beauftragen. Dies ist im Vorschlag 
nach 5 8 Absatz 1 festzuhaken. 

Zentralstellen 

(1) Träger und Einsatzstellen können Zentralstellen 
bilden. Die Zentralstellen tragen dafür Sorge, dass die 
ihnen angehörenden Träger und Einsatzstellen ord- 
nungsgemäß an der Durchführung des Bundesfreiwil- 
ligendienstes mitwirken. Das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend bestimmt durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, Mindestanforderungen für die Bildung 
einer Zentralstelle, insbesondere hinsichtlich der für die 
Bildung einer Zentralstelle erforderlichen Zahl, Größe 
und geografischen Verteilung der Einsatzstellen und 
Träger. 

(2) Für Einsatzstellen und Träger, die keinem bun- 
deszentralen Träger angehören, richtet die zuständige 
Bundesbehörde auf deren Wunsch eine eigene Zentral- 
stelle ein. 

(3) Jede Einsatzstelle ordnet sich einer oder mehre- 
ren Zentralstellen zu. 

(4) Die Zentralstellen können den ihnen angeschlos- 
senen Einsatzstellen Auflagen erteilen, insbesondere 
zum Anschluss an einen Träger sowie zur Gestaltung 
und Organisation der pädagogischen Begleitung der 
Freiwilligen. 

(5) Die zuständige Behörde teilt den Zentralstellen 
nach lnkrafttreten des jährlichen Haushaltsgesetzes 
bis möglichst zum 31. Januar eines jeden Jahres mit, 
wie viele Plätze im Bereich der Zuständigkeit der jewei- 
ligen Zentralstelle ab August des Jahres besetzt wer- 
den können. Die Zentralstellen nehmen die regional 
angemessene Verteilung dieser Plätze auf die ihnen 
zugeordneten Träger und Einsatzstellen in eigener Ver- 
antwortung vor. Sie können die Zuteilung von Plätzen 
mit Auflagen verbinden. 

Vereinbarung 

(1) Der Bund und die oder der Freiwillige schließen 
vor Beginn des Bundesfreiwilligendienstes auf gemein- 
samen Vorschlag der oder des Freiwilligen und der Ein- 
satzstelle eine schriftliche Vereinbarung ab. Die Verein- 
barung muss enthalten: 

1. Vor- und Familienname, Geburtstag und Anschrift 
der oder des Freiwilligen, bei Minderjährigen die 
Anschrift der Erziehungsberechtigten sowie die Ein- 
willigung des gesetzlichen Vertreters, 

2. die Angabe, ob für die Freiwillige oder den Freiwil- 
ligen ein Anspruch auf einen Freibetrag nach 5 32 
Absatz 6 des Einkommensteuergesetzes oder Kin- 
dergeld besteht, 

3. die Bezeichnung der Einsatzstelle und, sofern diese 
einem Träger angehört, die Bezeichnung des Trä- 
gers, 

Das Bundesgesetzblatt irn Internet: www.bundesgesetzblatt.de I Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger.de H $2,""- 



Bundesgesetzblatt Jahrgang 201 1 Teil I Nr. 19, ausgegeben zu Bonn am 2. Mai 201 1 

4. die Angabe des Zeitraumes, für den die oder der 
Freiwillige sich zum Bundesfreiwilligendienst ver- 
pflichtet sowie eine Regelung zur vorzeitigen Been- 
digung des Dienstverhältnisses, 

5. den Hinweis, dass die Bestimmungen dieses Geset- 
zes während der Durchführung des Bundesfreiwilli- 
gendienstes einzuhalten sind, 

6. Angaben zur Art und Höhe der Geld- und Sachleis- 
tungen sowie 

7. die Angabe der Anzahl der Urlaubstage und der 
Seminartage. 

(2) Die Einsatzstelle kann mit der Erfüllung von ge- 
setzlichen oder sich aus der Vereinbarung ergebenden 
Aufgaben einen Träger oder eine Zentralstelle beauftra- 
gen. Dies ist im Vorschlag nach Absatz 1 festzuhaken. 

(3) Die Einsatzstelle legt den Vorschlag in Absprache 
mit der Zentralstelle, der sie angeschlossen ist, der zu- 
ständigen Bundesbehörde vor. Die Zentralstelle stellt 
sicher, dass ein besetzbarer Platz nach 5 7 Absatz 5 
zur Verfügung steht. Die zuständige Bundesbehörde 
unterrichtet die Freiwillige oder den Freiwilligen sowie 
die Einsatzstelle, gegebenenfalls den Träger und die 
Zentralstelle, über den Abschluss der Vereinbarung 
oder teilt ihnen die Gründe mit, die dem Abschluss 
einer Vereinbarung entgegenstehen. 

5 9 
Haftung 

(1) Für Schäden, die die oder der Freiwillige vorsätz- 
lich oder fahrlässig herbeigeführt hat, haftet der Bund, 
wenn die schädigende Handlung auf sein Verlangen 
vorgenommen worden ist. Insoweit kann die oder der 
Freiwillige verlangen, dass der Bund sie oder ihn von 
Schadensersatzansprüchen der oder des Geschädig- 
ten freistellt. 

(2) Für Schäden bei der Ausübung ihrer Tätigkeit 
haften Freiwillige nur wie Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer. 

5 10 
Beteiligung der Freiwilligen 

Die Freiwilligen wählen Sprecherinnen und Sprecher, 
die ihre Interessen gegenüber den Einsatzstellen, Trä- 
gern, Zentralstellen und der zuständigen Bundesbe- 
hörde vertreten. Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend regelt die Einzelheiten 
zum Wahlverfahren durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

5 11 
Bescheinigung, Zeugnis 

(1) Die Einsatzstelle stellt der oder dem Freiwilligen 
nach Abschluss des Dienstes eine Bescheinigung über 
den geleisteten Dienst aus. Eine Zweitausfertigung der 
Bescheinigung ist der zuständigen Bundesbehörde 
zuzuleiten. 

(2) Bei Beendigung des freiwilligen Dienstes erhält 
die oder der Freiwillige von der Einsatzstelle ein schrift- 
liches Zeugnis über die Art und Dauer des freiwilligen 
Dienstes. Das Zeugnis ist auf die Leistungen und die 
Führung während der Dienstzeit zu erstrecken. Dabei 

sind in das Zeugnis berufsqualifizierende Merkmale 
des Bundesfreiwilligendienstes aufzunehmen. 

Datenschutz 

Die Einsatzstellen, Zentralstellen und Träger dürfen 
personenbezogene Daten nach 5 8 Absatz 1 Satz 2 
erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies für die 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlich ist. Die 
Daten sind nach Abwicklung des Bundesfreiwilligen- 
dienstes zu löschen. 

5 13 

Anwendung arbeitsrechtlicher, 
arbeitsschutzrechtlicher und sonstiger Bestimmungen 

(1) Für eine Tätigkeit im Rahmen eines Bundesfrei- 
willigendienstes im Sinne dieses Gesetzes sind die Ar- 
beitsschutzbestimmungen, das Jugendarbeitsschutz- 
gesetz und das Bundesurlaubsgesetz entsprechend 
anzuwenden. 

(2) Soweit keine ausdrückliche sozialversicherungs- 
rechtliche Regelung vorhanden ist, finden auf den Bun- 
desfreiwilligendienst die sozialversicherungsrechtlichen 
Bestimmungen entsprechende Anwendung, die für die 
Jugendfreiwilligendienste nach dem Jugendfreiwilligen- 
dienstegesetz gelten. Im Übrigen sind folgende Vor- 
schriften entsprechend anzuwenden: 

1. 5 3 der Sonderurlaubsverordnung, 

2. 9 45 Absatz 3 Satz 1 Buchstabe C des Bundesver- 
sorgungsgesetzes, 

3. 5 1 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe h der Verordnung 
über den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Leistun- 
gen im Straßenpersonenverkehr, 

4. § 1 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe h der Verordnung 
über den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Leistun- 
gen im Eisenbahnverkehr. 

Zuständige Bundesbehörde 

(1) Dieses Gesetz wird, soweit es nichts anderes be- 
stimmt, in bundeseigener Verwaltung ausgeführt. Die 
Durchführung wird dem Bundesamt für den Zivildienst 
als selbstständiger Bundesoberbehörde übertragen, 
welche die Bezeichnung ,,Bundesamt für Familie und 
zivilgesellschaftliche Aufgaben" (Bundesamt) erhält 
und dem Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend untersteht. 

(2) Dem Bundesamt können weitere Aufgaben über- 
tragen werden. 

Beirat für den Bundesfreiwilligendienst 

(1) Bei dem Bundesministerium für Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend wird ein Beirat für den Bundes- 
freiwilligendienst gebildet. Der Beirat berät das Bun- 
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend in Fragen des Bundesfreiwilligendienstes. 
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(2) Dem Beirat gehören an: 

1. bis zu sieben Bundessprecherinnen oder Bundes- 
sprecher der Freiwilligen, 

2. bis zu sieben Vertreterinnen oder Vertreter der Zen- 
tralstellen, 

3. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der evange- 
lischen Kirche und der katholischen Kirche, 

4. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gewerk- 
schaften und der Arbeitgeberverbände, 

5. vier Vertreterinnen oder Vertreter der Länder und 

6. eine Vertreterin oder ein Vertreter der kommunalen 
Spitzenverbände. 

(3) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend beruft die Mitglieder des Beirats in 
der Regel für die Dauer von vier Jahren. Die in Absatz 2 
genannten Stellen sollen hierzu Vorschläge machen. 
Die Mitglieder nach Absatz 2 Nummer 1 sind für die 
Dauer ihrer Dienstzeit zu berufen. Für jedes Mitglied 
wird eine persönliche Stellvertretung berufen. 

(4) Die Sitzungen des Beirats werden von der oder 
dem von der Bundesministerin oder dem Bundesminis- 
ter für Familie, Senioren, Frauen und Jugend dafür 
benannten Vertreterin oder Vertreter einberufen und 
geleitet. 

Übertragung von Aufgaben 

Die Einsatzstellen, Zentralstellen und Träger können 
mit ihrem Einverständnis mit der Wahrnehmung von 
Aufgaben beauftragt werden. Die hierdurch entstehen- 
den Kosten können in angemessenem Umfang erstat- 
tet werden. 

§ 17 

Kosten 

(1) Soweit die Freiwilligen Unterkunft, Verpflegung 
und Arbeitskleidung oder entsprechende Geldersatz- 
leistungen erhalten, erbringen die Einsatzstellen diese 
Leistungen auf ihre Kosten für den Bund. Sie tragen die 
ihnen aus der Beschäftigung der Freiwilligen entstehen- 
den Verwaltungskosten. 

(2) Für den Bund zahlen die Einsatzstellen den Frei- 
willigen das Taschengeld, soweit ein Taschengeld 
vereinbart ist. Für die Einsatzstellen gelten die Melde-, 
Beitragsnachweis- und Zahlungspflichten des Sozial- 
ver~icherun~srechts. Die  insa atz stellen tragen die Kos- 
ten der pädagogischen Begleitung der Freiwilligen. 

(3) Den Einsatzstellen wird der Aufwand für das 
Taschengeld, die Sozialversicherungsbeiträge und die 

Begleitung im Rahmen der-im Haus- 
halts~lan voraesehenen Mittel erstattet: das Bundes- 
miniSterium für Familie, Senioren,  rauen und Jugend 
legt im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen einheitliche Obergrenzen für die Erstattung 
fest. Der Zuschuss für den Aufwand für die pädago- 
gische Begleitung wird nach den für das freiwillige so- 
ziale Jahr im Inland geltenden Richtlinien des Bundes 
festgesetzt. 

Artikel 2 

Änderung des 
Kriegsdienstverweigerungsgesetzes 

§ 1 Absatz 2 des Kriegsdienstverweigerungsgeset- 
zes vom 9. August 2003 (BGBI. I S. 1593), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2009 (BGBI. I 
S. 1229) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„(2) Wehrpflichtige, die als Kriegsdienstverweigerer 
anerkannt worden sind, haben im Spannungs- oder 
Verteidigungsfall statt des Wehrdienstes Zivildienst 
außerhalb der Bundeswehr als Ersatzdienst nach Arti- 
kel 12a Absatz 2 des Grundgesetzes zu leisten." 

Artikel 3 

Änderung des 
Zivildienstgesetzes 

Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 17. Mai 2005 (BGBI. I S. 1346, 2301), 
das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 31. Juli 
201 0 (BGBI. 1 S. 1052) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 1 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

,,§ l a  Aussetzung der Verpflichtung zur Ableis- 
tung des Zivildienstes". 

b) Folgende Angabe wird angefügt: 

,,§ 83 Übergangsvorschrift aus Anlass des Ge- 
setzes zur Einführung eines Bundesfreiwil- 
ligendienstes". 

2. Nach § 1 wird folgender § l a  eingefügt: 

,,§ l a  
Aussetzung der Verpflichtung 

zur Ableistung des Zivildienstes 

Die Einberufungsanordnungen des Bundesminis- 
teriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
können vorsehen, dass Einberufungen außerhalb 
des Spannungs- oder Verteidigungsfalls nur auf Vor- 
schlag des Zivildienstpflichtigen und nur für Dienst- 
antritte bis zum 30. Juni 201 1 erfolgen." 

3. In § 9 Nummer 3 wird die Angabe ,,§ 64 oder 3 66" 
durch die Wörter .den $5 64, 66, 66a oder 5 66b" 
ersetzt. 

4. Folgender 5 83 wird angefügt: 

,,§ 83 
Übergangsvorschrift aus Anlass des Gesetzes 

zur Einführung eines Bundesfreiwilligendienstes 

(1) Die Amtszeiten des derzeitigen Bundesbeauf- 
tragten und des derzeitigen Beirats für den Zivil- 
dienst enden am 31. Dezember 201 1. 

(2) Einberufungsbescheide zu einem nach dem 
30. Juni 201 1 beginnenden Zivildienst sind zu wider- 
rufen. 

(3) Zivildienstleistende, die zu einem über den 
30. Juni 201 1 hinausgehenden Zivildienst einberufen 
worden sind, sind auf Antrag mit Ablauf dieses 
Tages zu entlassen. 

(4) Zivildienstleistende, die zu einem über den 
30. Juni 201 1 hinausgehenden Zivildienst einberufen 
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worden sind und keinen Antrag nach Absatz 3 ge- 
stellt haben, sind spätestens mit Ablauf des 31. De- 
zember 2011 zu entlassen. Ihnen wird ab dem 
16. Dezember 201 1 Sonderurlaub gewährt. 

(5) Wer nach dem 30. Juni 201 1 Zivildienst leistet, 
gilt sozialversicherungsrechtlich als Person, die auf 
Grund gesetzlicher Pflicht Zivildienst leistet. 

(6) Soweit nach diesem Gesetz Vorschriften, die 
für Soldaten gelten, für Zivildienstleistende entspre- 
chend gelten, sind diese Vorschriften bis zum 31. De- 
zember 201 1 in ihrer am 30. Juni 201 1 geltenden 
Fassung anzuwenden." 

Artikel 4 

Weitere Änderung 
des Zivildienstgesetzes 

5 l a  des Zivildienstgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2005 (BGBI. I S. 1346, 
2301), das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes ge- 
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Der Wortlaut wird Absatz 1. 

2. Folgender Absatz 2 wird angeführt: 

„(2) 5 23 gilt nur im Spannungs- oder Verteidi- 
gungsfall." 

Artikel 5 

Weitere Änderung 
des Zivildienstgesetzes 

für das Jahr 2012 

5 1 a Absatz 2 des Zivildienstgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2005 (BGBI. I 
S. 1346, 2301), das zuletzt durch Artikel 4 dieses Ge- 
setzes geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

,(2) g 2 Absatz 2 sowie die 55 2a und 23 gelten nur 
im Spannungs- oder Verteidigungsfall." 

Artikel 6 

Änderung des 
Arbeitsgerichtsgesetzes 

Das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBI. I S. 853,1036), 
das zuletzt durch Artikel 9 Absatz 5 des Gesetzes vom 
30. Juli 2009 (BGBI. I S. 2449) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Nach 5 2 Absatz 1 Nummer 8 wird folgende Num- 
mer 8a eingefügt: 

„8a. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen dem 
Bund oder den Einsatzstellen des Bundesfrei- 
willigendienstes oder deren Trägern und Frei- 
willigen nach dem Bundesfreiwilligendienstge- 
setz;". 

2. 5 2a wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Nummer 3c wird folgende Num- 
mer 3d eingefügt: 

„3d. Angelegenheiten aus § 10 des Bundesfrei- 
willigendienstgesetzes;". 

b) Die bisherigen Nummern 3d bis 3f werden die 
Nummern 3e bis 39. 

Artikel 7 

Änderung des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsförde- 
rung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, 
BGBI. I S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 12 Ab- 
satz 8 des Gesetzes vom 24. März 201 1 (BGBI. I S. 453) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In 5 27 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 werden nach dem 
Wort „JugendfreiwiIIigendienstegesetz6' die Wörter 
,, , nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz" einge- 
fügt. 

2. In 5 130 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 werden nach 
dem Wort ,,Jugendfreiwilligendienstegesetzes" die 
Wörter ,,oder des BundesfreiwiIIigendienstgesetzes" 
eingefügt. 

3. 5 344 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „ein freiwilliges so- 
ziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches 
Jahr" durch die Wörter ,,einen Freiwilligendienst" 
ersetzt und nach dem Wort ,,Jugendfreiwilligen- 
dienstegesetzes" die Wörter „oder des Bundes- 
freiwilligendienstgesetzes" eingefügt. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Jugendfreiwil- 
ligendienst" die Wörter „oder der Bundesfreiwil- 
ligendienst" eingefügt. 

Artikel 8 

Änderung des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

In 5 20 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Vierten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften für 
die Sozialversicherung - in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 12. November 2009 (BGBI. I S. 3710, 
3973; 2011 1 S. 363), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 201 0 (BGBI. I S. 2309) ge- 
ändert worden ist, werden nach dem Wort ,,Jugendfrei- 
willigendienstegesetzes" die Wörter „oder einen Bun- 
desfreiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligen- 
dienstgesetz" eingefügt. 

Artikel 9 

Änderung des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Krankenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1988, BGBI. I S. 2477,2482), das zuletzt 
durch Artikel 12 Absatz 3 des Gesetzes vom 24. März 
2011 (BGBI. I S. 453) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. 5 7 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

b) Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

„3. nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz." 

2. In 5 10 Absatz 2 Nummer 3 werden nach dem 
Wort „JugendfreiwiIIigendienstegesetzes" die Wörter 
„oder Bundesfreiwilligendienst nach dem Bundes- 
freiwilligendienstgesetz" eingefügt. 
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Artikel 10 

Änderung des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Rentenversicherung - in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 19. Februar 2002 (BGBI. I S. 754, 1404, 
3384), das zuletzt durch Artikel 12 Absatz 4 des Geset- 
zes vom 24. März 201 1 (BGBI. I S. 453) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. In 5 5 Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort „Ju- 
gendfreiwilligendienstegesetz" die Wörter ,, , nach 
dem Bundesfreiwilligendienstgesetz im Rahmen 
des Bundesfreiwilligendienstes" eingefügt. 

2. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe C wer- 
den nach dem Wort „Jugendfreiwilligendienste- 
gesetzes" die Wörter „oder den Bundesfreiwil- 
ligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienst- 
gesetz" eingefügt. 

b) In Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter „sozialen 
oder ökologischen Jahres" durch das Wort 
,,Dienstesu ersetzt. 

Artikel 11 

Änderung des 
Siebten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche 
Unfallversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Au- 
gust 1996, BGBI. I S. l254), das zuletzt durch Artikel 12 
Absatz 5 des Gesetzes vom 24. März 2011 (BGBI. I 
S. 453) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 wird folgender 
Buchstabe C angefügt: 

,,C) einen Internationalen Jugendfreiwilligendienst 
im Sinne der Richtlinie Internationaler Jugend- 
freiwilligendienst des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend vom 
20. Dezember 201 0 (GMBI S. 1778) leisten,". 

2. § 67 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe C wer- 
den nach dem Wort ,,Jugendfreiwilligendienste- 
gesetzes" die Wörter „oder einen Dienst nach 
dem Bundesfreiwilligendienstgesetz" eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „freiwilligen 
sozialen oder ökologischen Jahres" durch das 
Wort ,,Dienstesm ersetzt. 

3. In 5 82 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter ,,beim 
Ableisten eines freiwilligen sozialen oder ökologi- 
schen Jahres" durch die Wörter „bei einem Dienst 
nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz oder 
dem Bundesfreiwilligendienstgesetz" ersetzt. 

4. 5 136 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 6 werden nach dem Wort ,,Jugendfrei- 
willigendienstegesetz" die Wörter „oder einem In- 
ternationalen Jugendfreiwilligendienst nach § 2 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe C" einge- 
fügt und der Punkt am Ende durch ein Komma 
ersetzt. 

b) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 ange- 
fügt: 

„7. bei einem Dienst nach dem Bundesfreiwil- 
ligendienstgesetz die Einsatzstelle." 

Artikel 12 

Änderung des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch 

§ 25 Absatz 2 Nummer 3 des Elften Buches Sozial- 
gesetzbuch - Soziale Pflegeversicherung - (Artikel 1 
des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBI. I S. 1014, 
101 5), das zuletzt durch Artikel 12 Absatz 7 des Geset- 
zes vom 24. März 201 1 (BGBI. I S. 453) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt gefasst: 

„3. bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, wenn sie 
sich in Schul- oder Berufsausbildung befinden oder 
ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges 
ökologisches Jahr im Sinne des Jugendfreiwilligen- 
dienstegesetzes oder Bundesfreiwilligendienst leis- 
ten; wird die Schul- oder Berufsausbildung durch 
Erfüllung einer gesetzlichen Dienstpflicht des Kin- 
des unterbrochen oder verzögert, besteht die Ver- 
sicherung auch für einen der Dauer dieses Dienstes 
entsprechenden Zeitraum über das 25. Lebensjahr 
hinaus,". 

Artikel 13 

Änderung des 
Bundesbeamtengesetzes 

5 54 Absatz 1 Nummer 6 des Bundesbeamtengeset- 
zes vom 5. Februar 2009 (BGBI. I S. 160), das durch 
Artikel 11 des Gesetzes vom 19. November 2010 
(BGBI. I S. 1552) geändert worden ist, wird aufgehoben. 

Artikel 14 

Änderung des 
Beamtenversorgungsgesetzes 

Dem 5 61 Absatz 2 des Beamtenversorgungsgeset- 
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Feb- 
ruar 2010 (BGBI. I S. 150), das zuletzt durch den Arti- 
kel 10 des Gesetzes vom 19. November 2010 (BGBI. I 
S. 1552) geändert worden ist, wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Das Waisengeld wird nach Vollendung des 18. Le- 
bensjahres auf Antrag auch dann gewährt, wenn die 
Waise vor Ablauf des Monats, in dem sie das 27. Le- 
bensjahr vollendet, entweder den Bundesfreiwilligen- 
dienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz leistet 
oder sich in einer Übergangszeit von höchstens vier 
Monaten zwischen einem Ausbildungsabschnitt und 
der Ableistung des Bundesfreiwilligendienstes nach 
dem Bundesfreiwilligendienstgesetz befindet." 

Artikel 15 

Änderung des 
Bundesbesoldungsgesetzes 

Die Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A und B) 
des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Juni 2009 (BGBI. I S. 1434), 
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das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 28. April der Ableistung des Bundesfreiwilligendienstes nach 
2011 (BGBI. I S. 678) geändert worden ist, wird wie dem Bundesfreiwilligendienstgesetz befindet." 
folgt geändert: 

1. In der Besoldungsgruppe B 5 wird die Amtsbezeich- Artikel 17 - - . .  
nung .Präsident des Bundesamtes für den Zivil- 
dienst" durch die Amtsbezeichnung „Präsident des 
Bundesamtes für Familie und zivilgesellschaftliche 
Aufgaben" ersetzt. 

2. In der Besoldungsgruppe B 6 wird die Amtsbezeich- 
nung „Bundesbeauftragter für den Zivildienst" ge- 
strichen. 

Artikel 16 

Änderung des 
Soldatenversorgungsgesetzes 

Dem 5 59 Absatz 2 des Soldatenversorgungsgeset- 
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Sep- 
tember 2009 (BGBI. I S. 3054), das zuletzt durch Arti- 
kel 8 des Gesetzes vom 28. April 201 1 (BGBI. I S. 678) 
geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt: 

„Das Waisengeld wird nach Vollendung des 18. Le- 
bensjahres auf Antrag auch dann gewährt, wenn die 
Waise vor Ablauf des Monats, in dem sie das 27. Le- 
bensjahr vollendet, entweder den Bundesfreiwilligen- 
dienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz leistet 
oder sich in einer Übergangszeit von höchstens vier 
Monaten zwischen einem Ausbildungsabschnitt und 

Änderung der 
Arbeitslosengeld IIISoziaIgeld-Verordnung 

5 1 Absatz 1 Nummer 13 der Arbeitslosengeld II! So- 
zialgeld-Verordnung vom 17. Dezember 2007 (BGBI. I 
S. 2942), die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
24. März 201 1 (BGBI. I S. 453) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst: 

„13. vom Taschengeld nach 5 2 Absatz 1 Nummer 3 
des Jugendfreiwilligendienstegesetzes oder 5 2 
Nummer 4 des Bundesfreiwilligendienstgesetzes, 
das ein Teilnehmer an einem Jugendfreiwilligen- 
dienst oder Bundesfreiwilligendienst erhält, ein 
Betrag in Höhe von 60 Euro." 

Artikel 18 

lnkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 
und 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 1 5 17 Absatz 3 sowie die Artikel 2 und 4 
treten am 1. Juli 201 1 in Kraft. 

(3) Artikel 5 tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es 
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden. 

Berlin, den 28. April 201 1 

Der  B u n d e s p r ä s i d e n t  
C h r i s t i a n  W u l f f  

D i e  B u n d e s k a n z l e r i n  
Dr. A n g e l a  M e r k e l  

D i e  B u n d e s m i n i s t e r i n  
f ü r  Fam i l i e ,  Sen io ren ,  F r a u e n  u n d  J u g e n d  

K r i s t i n a  S c h r ö d e r  
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Bundesministerium für Familie, Senioren 
Frauen und Jugend 

Richtlinie 
zur Umsetzung des 

,Internationalen Jugendfreiwilligendienstesc' 

Vom 20. Dezember 2010 

I. Internationaler Jugendfreiwilligendienst 

II. Rahmenbedingungen des Internationalen Jugend- 
freiwilligendienstes 

1. Die Freiwilligen 

2. Die pädagogische Begleitung 

3. Die Träger und Einsatzstellen 

4. Vereinbarung, Bescheinigung und Zeugnis 

5. Die Absicherung der Freiwilligen 

6.  Anerkennung als Ersatzdienst für den Zivildienst 

I. Der Internationale Jugendfreiwilligendienst 

Das Programm ,,Internationaler Jugendfreiwilligendienst" 
ermöglicht jungen Menschen, einen freiwilligen Dienst im 
Ausland zu leisten und dadurch interkulturelle, gesell- 
s~hafts~olitische und persönliche Erfahrungen in einer ande- 
ren Kultur zu sammeln. 

Der Internationale Jugendfreiwilligendienst ist ein Lern- 
-. -. und Bildungsdienst, der sich durch seine Vielschichtigkeit 

auszeichnet. 

Zum einen schafft er die Möglichkeit, sich für andere Men- 
schen und andere Gesellschaften zu engagieren. Zugleich 
hilft der Internationale Jugendfreiwilligendienst durch in- 
formeiles Lernen irn Rahmen der ausgewählten Tätigkeit 
und durch die das Programm begleitenden Seminare, die ei- 
gene Persönlichkeit zu bereichern und weiterzubilden. Die 
jungen Freiwilligen lernen, sich in einem neuen, ungewohn- 
ten Umfeld zu Recht zu finden und erwerben soziale und 
interkulturelle Kompetenzen, die ihnen auch nach ihrer 
Rückkehr nach Deutschland zugute kommen. 

Darüber hinaus bietet der Internationale Jugendfreiwilligen- 
dienst die Chance der beruflichen Orientierung, da die Frei- 
willigen in ein von ihnen gewähltes Tätigkeitsfeld Einblick 
erhalten und bisher unbekannte Fähigkeiten an sich entde- 
cken können. Der Internationale Jugendfreiwilligendienst 
steht jungen Frauen und Männern unabhängig vom jeweili- 
gen Schulabschluss, ethnischer Herkunft oder Einkom- 
menssituation gleichermaßen offen. 

Der Abschluss einer Vereinbarung zum Internationalen Ju- 
gendfreiwilligendienst darf nicht von mittelbaren oder un- 
mittelbaren Spenden des Freiwilligen an den Träger abhän- 
gig gemacht werden. Eine verhältnismäßige finanzielle 
Beteiligung der Freiwilligen ist jedoch nicht ausgeschlossen. 

Nr. 85/86 

Der Internationale Jugendfreiwilligendienst fördert das Ver- 
ständnis für andere Kulturen und den interkulturellen Dia- 
log in einer von Globalisierung geprägten Welt. Er darf nicht 
im Gegensatz zu den Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland stehen. 

Dieser Jugendfreiwilligendienst im Ausland ist am Gemein- 
wohl orientiert und wird ganztägig als überwiegend prakti- 
sche Hilfstätigkeit, innerhalb eines mehrmonatigen Aufent- 
haltes ohne Unterbrechung geleistet. Der Dienst kann 
weltweit geleistet werden und ist arbeitsmarktneutral auszu- 
richten. 

Die Freiwilligen des Internationalen Jugendfreiwilligen- 
dienstes sind motiviert und bereit, für sich und für andere 
Verantwortung zu übernehmen sowie sich auf eine andere 
Kultur einzulassen. 

II. Rahmenbedingungen des Internationalen Jugend- 
freiwilligendienstes 

1. Die Freiwilligen 

Freiwillige im Internationalen Jugendfreiwilligendienst sind 
Personen, die 

a) einen freiwilligen ganztägigen Dienst ohne Erwerbsab- 
sicht, außerhalb einer Berufsausbildung leisten, 

b) sich auf Grund einer Vereinbarung zur Leistung dieses 
Dienstes für eine Zeit von in der Regel zwölf Monaten, 
mindestens sechs Monaten und höchstens 18 Monaten 
verpflichtet haben, 

C) für den Dienst nur unentgeltliche Unterkunft, Verpfle- 
gung und Arbeitskleidung sowie ein angemessenes Ta- 
schengeld und Reisekosten oder anstelle von Unter- 
kunft, Verpflegung und Arbeit~kleidun~ entsprechende 
Gelder~atzleistun~en erhalten dürfen, wobei ein Ta- 
schengeld dann angemessen ist, wenn es den Betrag von 
350 EUR nicht überschreitet, und 

d) zum Zeitpunkt des Dienstantrittes im Ausland die Voll- 
zeitschulpflicht erfüllt und bis zum Dienstabschluss das 
27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

2. Die pädagogische Begleitung 

Der Internationale Jugendfreiwilligendienst wird nach Maß- 
gabe der Nummern 1 bis 3 padagogisch begleitet: 

1. Die pädagogische Begleitung einschließlich der Semina- 
re wird von einem für den Internationalen Jugendfrei- 
willigendienst zugelassenen Träger sichergestellt. 
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2. Die pädagogische Begleitung erfolgt in Form von Bil- 
dungsmaßnahmen (Seminaren oder pädagogischen Ver- 
anstaltungen) an deren inhaltlichen Gestaltung und 
Durchführung die Freiwilligen aktiv mitwirken. 

Die pädagogische Begleitung erfolgt ferner durch fachli- 
che Anleitung in der Einsatzstelle und die individuelle 
Betreuung durch Beschäftigte der Einsatzstelle und pä- 
dagogische Kräfte des Trägers. 

3. Die Gesarntdauer der Bildungsmaßnahmen beträgt bei 
einer Dienstdauer von sechs Monaten mindestens 15 
Tage, bei Dienstdauer von zwölf Monaten mindestens 
25 Tage (ausgenommen sind fremdsprachliche Schulun- 
gen). Beträgt die Dienstdauer zwischen acht und elf 
Monaten erhöht sich der Mindestumfang der Bildungs- 
maßnahmen um je zwei Tage. 

Wird ein Dienst über den Zeitraum von zwölf Monaten 
hinaus vereinbart oder verlängert, erhöht sich die Zahl 
der Seminartage um mindestens einen Tag je Monat der 
Verlängerung. 

Die Bildungsmaßnahmen können innerhalb von drei 
Monaten vor, während und innerhalb von sechs Mona- 
ten nach dem Auslandseinsatz stattfinden. Insgesamt 
sind zwei Seminarblöcke von je mindestens fünf zusam- 
menhängenden Tagen anzubieten. 

Die pädagogische Begleitung soll in der Weise stattfinden, 
dass vorbereitende und nachbereitende Veranstaltungen 
stattfinden. Falls der Träger Teile der Bildungsmaßnahmen 
im Ausland sicherstellen kann, werden diese entsprechend 
auf die Gesamtdauer der Bildungsmaßnahrnen angerechnet. 
Die Teilnahme an den Bildungsmaßnahmen ist für die Frei- 
willigen unentgeltlich anzubieten, gilt als Dienstzeit und ist 
Pflicht. 

Die Vorbereitungsveranstaltungen dienen angehenden Frei- 
willigen zur Information, Einstimmung und Klärung rele- 
vanter Fragestellungen. Die Teilnehmenden an den Vorbe- 
reitungsveranstaltungen haben sich bereits für dieMaßnahme 
entschieden und wurden vom Träger ausgewrihlt. 

Die nachbereitenden Veranstaltungen dienen der Reflexion, 
der Verarbeitung und Auswertung von Erfahrungen wäh- 
rend des Freiwilligendienstes. Sie bieten ebenfalls den Rah- 
men angesichts der Beendigung des Freiwilligendienstes, 
mögliche Perspektiven zu erörtern. 

3. Die Träger und Einsatzstellen 

Als Träger des Internationalen Jugendfreiwilligendienstes im 
Sinne dieser Richtlinie werden juristische Personen zugelas- 
sen, die 

a) Maßnahmen nach dieser Richtlinie durchfuhren und 
Freiwillige für einen Dienst im Ausland vorbereiten, 
entsenden und betreuen, 

b) Gewähr dafür bieten, dass sie auf Grund ihrer nachge- 
wiesenen Auslandserfahrung ihre Aufgabe auf Dauer 
erfüllen und den ihnen nach der Richtlinie obliegenden 
Verpflichtungen nachkommen, 

C) ausschließlich und unmittelbar steuerbegünstigten Zwe- 
cken im Sinne §$51 bis 68 Abgabenordnung dienen, 

d) ihren Sitz in der Bundesrepublik Deutschland haben 
und 

e) ihr pädagogisches Gesamtkonzept und ihren Qualitäts- 
stand nachweisen können. 

Prüfung und Erteilung der Zulassung von Trägern für den 
Internationalen Jugendfreiwilligendienst erfolgt durch das 
BMFSFJ bzw. eine vom BMFSFJ beauftragte Stelle nach 
Eingang eines schriftiichen Antrages einschließlich der voll- 
ständigen Nachweise. 

Mit der Zulassung ist das Recht zur Durchführung des In- 
ternationalen Jugendfreiwilligendienstes verbunden. Ein 
Anspruch auf eine öffentliche Förderung kann aus der Zu- 
lassung nicht abgeleitet werden. 

Bei der Antragsprüfung werden bestehende Trägerzulassun- 
gen für andere Auslandsfreiwilligendienste (FSJ/FÖJ im 
Ausland, weltwärts) berücksichtigt. 

Einsatzstellen sind gemeinwohlorientierte Einrichtungen, 
insbesondere 

- in den sozialen Einsatzbereichen, das heißt insbesonde- 
re die Arbeit mit alten, kranken und behinderten Men- 
schen, mit Kindern und Jugendlichen, 

- in der Kultur, irn Sport, in der Denkmalpflege, 

- im ökologischen Bereich, insbesondere im Naturschutz, 
in umweltbildenden Einrichtungen oder in der nachhal- 
tigen Entwicklung, 

- im Bildungswesen, 

- in der Friedens- und Ver~öhnun~sarbeit sowie Demo- 
kratieförderung'. 

Für das Gelingen des Auslandsdienstes ist eine partner- 
schaftliche Zusammenarbeit und angemessene Kooperation 
zwischen Träger und Einsatzstelle sicherzustellen. Entspre- 
chende Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit und der 
gemeinsamen ~äda~ogischen Begleitung gegenüber dem 
Freiwilligen sind schriftlich festzuhalten. Die Träger tragen 
die Gesamtverantwortung für die Organisation und recht- 
mäßige Durchführung des Internationalen Jugendfreiwilli- 
gendienstes. 

4. Vereinbarung, Bescheinigung und Zeugnis 

Der zugelassene Träger des Internationalen Jugendfreiwilli- 
gendienstes und die oder der Freiwillige schließen vor Be- 
ginn des Jugendfreiwilligendienstes eine schriftliche Verein- 
barung ab. Sie muss enthalten: 

a) Vor- und Familienname, Geburtsdatum und Anschrift 
der oder des Freiwilligen, 

b) die Bezeichnung des Trägers und der Einsatzstelle, 

C) die Angabe des Zeitraumes, für den die oder der Frei- 
willige sich zum Dienst verpflichtet hat, sowie Regelun- 
gen für den Fall der vorzeitigen Beendigung des Diens- 
tes, 

d) die Erklärung, dass die Richtlinie des Internationalen 
Jugendfreiwilligendienstes während der Durchführung 
des Dienstes einzuhalten ist, 

e) die Angabe des Z~lassun~sbescheides des Trägers, 

1 Das Verbot der Paneienförderung ist zu berucksichtigen. 
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f) Angaben zur Art und Höhe der Geld- und Sachleistun- 
gen für Unterkunft, Verpflegung, Reisekosten, Arbeits- 
kleidung und Taschengeld, 

g) die Angabe der Anzahl der dienstfreien Tage, 

h) die Ziele des Dienstes und die wesentlichen der Zieler- 
reichung dienenden Maßnahmen und 

i) Informationen über die versicherungsrechtliche Absi- 
cherung. 

Es sind dienstfreie Tage in angemessenem Umfang zu ge- 
währen. Der Mindestumfang richtet sich dabei nach den lan- 
desüblichen gesetzlichen Regelungen. Eine Mindestanzahl 
von 20 dienstfreien Tagen bei einem zwölfmonatigen Dienst 
ist zu beachten, wird der Dienst länger oder kürzer absol- 
viert, ist der Urlaub anteilig zu gewähren. 

Der Träger stellt der Freiwilligen oder dem Freiwilligen nach 
Abschluss des Dienstes eine Bescheinigung aus. Die Beschei- 
nigung muss die Angabe des Zulassungsbescheides des Trä- 
gers und den Zeitraum des Dienstes enthalten. 

Bei Beendigung des Internationalen Jugendfreiwilligen- 
dienstes kann die Freiwillige oder der Freiwillige von dem 
Träger ein schriftliches Zeugnis über die Art und Dauer des 
Internationalen Jugendfreiwilligendienstes fordern. Der Trä- 
ger stellt in diesem Fall sicher, dass die Einsatzstelle ein 
Zeugnis in deutscher oder englischer Sprache ausfertigt oder 
erstellt dieses selbst. Das Zeugnis ist auf Verlangen auf die 
Leistungen und die Führung während der Dienstzeit zu er- 
strecken. Dabei sind in das Zeugnis berufsqualifizierende 
Merkmale des Internationalen Jugendfreiwilligendienstes 
aufzunehmen. 

5. Die Absicherung der Freiwilligen 

Die Träger sind verpflichtet, die Freiwilligen für die Dauer 
ihres Auslandsfreiwilligendienstes zu versichern. Dieser 
Versicherungsschutz umfasst mindestens eine Auslands- 
krankenversicherung, eine Unfallversicherung inkl. Invalidi- 
tät und Todesfall, eine Haftpflicht- sowie Rücktransportver- 
sicherung. 

Für die Unfallversicherung gilt als Mindestversicherungs- 
summe bei Invalidität 200.000 EUR mit 225 % Progression 
und für den Todesfall 15.350 EUR. 

Die Träger sind ebenfalls verpflichtet, während Seminaren 
im Inland eine Haft- und Unfallversicherung für die Freiwil- 
ligen abzuschließen. 

Für die Aufrechterhaltung des Kranken- und Pflegeversi- 
cherungsschutzes im Inland sind die Freiwilligen selbst ver- 
antwortlich. Die Träger können diese Kosten übernehmen. 

Die Träger klären die Freiwilligen über die versicherungs- 
rechtliche Situation vor Abschluss der Vereinbarung auf. Sie 
stellen sicher, dass sich die Freiwilligen rechtzeitig um einen 
angemessenen Schutz im Inland kümmern. 

6. Anerkennung als Nichtheranziehungsgrund für den 
Zivildienst 

Der Internationale Jugendfreiwilligendienst kann gleichzei- 
tig als Anderer Dienst im Ausland gem. $14 b ZDG abge- 
leistet werden, wenn der Träger und die Einsatzstelle vor Be- 
ginn des Einsatzes gesondert als Träger und Einsatzstelle des 
Anderen Dienstes im Ausland anerkannt worden sind. 

Entsendungen von Freiwilligen ab dem 1. Juni 2010, die den 
Voraussetzungen dieser Richtlinie entsprechen, werden als 
Entsendungen nach der Richtlinie anerkannt. 

Bis zum 31. August 2011 werden Träger, die über eine Zulas- 
sung zum ~ S ~ / ~ ö ~ - A u s l a n d  gem. $ 10 Abs. 3 JFDG verfü- 
gen, ohne zusätzliches Zulassungsverfahren für den Interna- 
tionalen Jugendfreiwilligendienst als Träger nach dieser 
Richtlinie angesehen. 

Die Träger des Internationalen Jugendfreiwilligendienstes 
beteiligen sich an vom BMFSFJ ggf. beauftragten Evaluatio- 
nen oder statistischen Erhebungen, insbesondere Teilneh- 
mendenerhebungen. Die Träger haben auf Verlangen gegen- 
über dem BMFSFJ in angemessenem Umfang eine 
Informationspflicht zum Stand und der Entwicklung des 
Dienstes. 

Berlin, den 20. Dezember 2010 
Az.: 314-3075/000 

Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend 

im Auftrag 

J. Hecken 

Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen und 
Leistungen zur Förderung der Kinder- und Jugendhilfe 

durch den Kinder- und Jugendplan des Bundes (KJP) 

hier: Änderung 

- Bek. d. BMFSFJ vom 20.12.2010 - 314-3070-05/000 - 

Artikel I 

Im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finan- 
zen und nach Anhörung des Bundesrechnungshofs werden 
die Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen und 
Leistungen zur Förderung der Kinder- und Jugendhilfe 
durch den Kinder- und Jugendplan des Bundes (KJP) vom 
28. August 2009 (GMB1 S. 783 ff) wie folgt geändert: 

1. Nr. I1 wird folgende Nummer 4.5 angefügt: 

„4.5 Internationaler Jugendfreiwilligendienst 

Der Internationale Jugendfreiwilligendienst im Sinne 
der Richtlinie des Bundesministeriums für Familie, Se- 
nioren, Frauen und Jugend vom 20.12.2010 ermöglicht 
jungen Menschen, einen freiwilligen Dienst im Ausland 
zu leisten und durch interkulturelle, gesellschaftspoliti- 
sche und uersönliche Erfahrungen in einer anderen Kul- " 
tur, die eigene Persönlichkeit zu entwickeln sowie sich 
für ander;~enschen und das Gemeinwohl zu engagie- 
ren. Der Internationale Jugendfreiwilligendienst ist ein 
Lern- und Bildungsdienst, er fördert das Verständnis für 
andere Kulturen und den interkulturellen Dialog in Eu- 
ropa und einer von Globalisieiung geprägten Welt." 




